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30. Jänner 2023  Ewald Wiederin 

Digitale Fächerübergreifende Modulprüfung „Öffentliches Recht“ 

I.  Kurz nach ihrem Amtsantritt plant die neue Grazer Bürgermeisterin Elke Kahr (KPÖ) als 
erstes Leuchtturmprojekt kommunistischer Handschrift die Errichtung neuer Sozialwohnun-
gen. Geld ist in der Stadt indes knapp, und noch knapper ist geeigneter Grund. Infolge einer 
Verkettung glücklicher Umstände gelingt es jedoch, das im Nobelbezirk Geidorf gelegene 
Palais Jandl, nach der Eigentümerfamilie auch Villa Neumann genannt und den Grazern aus 
dem Film „Liebe für Fortgeschrittene“ gut bekannt, samt umliegendem Rosenhainpark (ca. 
65.000 m²) zu erwerben. Die dort von prächtigen Bäumen umringte große Tennisplatzan-
lage (ca. 20.000 m²) soll einer multifunktionalen Wohnhausanlage weichen, die für soziale 
Durchmischung sorgen und der Gentrifizierung entgegenwirken soll. Schnell ist die Umwid-
mung dieses Grundstücks von einer Vorbehaltsfläche für Park-, Spiel- und Sportanlagen in 
Bauland – reines Wohngebiet beschlossene Sache. 
Auf Landesebene ist man darob alles andere als erfreut. Nicht genug, dass bei Landeshaupt-
mann Christoph Drexler (ÖVP) Beschwerden von Immobilieninvestoren wie Wohnbaugenos-
senschaften eintrudeln; mit Sorge sieht man überdies, dass die Sozialbaupläne in der Be-
völkerung ziemlich gut ankommen. In der nächsten Sitzung der Landesregierung wird daher, 
der Empfehlung der Altstadt-Sachverständigenkommission zuwider, die Kernzone des 
Grazer UNESCO-Schutzgebiets ausgeweitet, um künftig auch den 800 m von der Altstadt 
entfernten Rosenhainpark zu erfassen. Weil doppelt genäht besser hält, wird in derselben 
Sitzung der Rosenhainpark zum Landschaftsschutzgebiet erklärt. Während man die Kernzo-
nenausweitung im LGBl kundmacht, belässt man es bei der Erklärung zum Landschafts-
schutzgebiet dabei, die Naturschutzbehörden mit Rundschreiben darüber zu informieren. 
Die Stadt lässt sich dadurch nicht beirren. Vertreten durch ihren Wohnbaustadtrat stellt sie 
beim eigenen Magistrat den Antrag, ihr die Errichtung einer sechsgeschossigen, 90 Einheiten 
umfassenden Wohnhausanlage samt Café-Restaurant und Zweiradwerkstatt im Erdgeschoss 
auf dem Rosenhain-Areal in verwaltungsrechtlicher Hinsicht zu bewilligen. 
Zu der nur durch Anschlag an der Amtstafel sowie Verlautbarung im Amtsblatt anberaumten 
mündlichen Verhandlung über diesen Antrag erscheinen: Peter Laukhardt, auf der anderen 
Seite der Mur ansässiger Obmann der Bürgerinitiative „Soko-Altstadt“, sowie drei Personen, 
die auf angrenzenden, vom geplanten Bau zwischen 16 und 23 m entfernten Grundstücken 
wohnen.  
Laukhardt wendet ein, dass das Baugrundstück als Parkanlage im UNESCO-Schutzgebiet 
liege, was jeder Bewilligung entgegenstehe, und dass die Flächenwidmung verletzt sei. Der 
Immobilienentwickler Konstantin Bauer macht geltend, dass seine prächtige Villa Heinrichs-
straße 101 durch die Plebs in der Nachbarschaft unverkäuflich werde. Außerdem würde 
durch das Projekt die landschaftliche Schönheit des Rosenhains zerstört. Elfriede Hauser, 
die neben der geplanten Straßenzufahrt ein zweigeschossiges Eigenheim bewohnt, wendet 
sich dagegen, wegen dieser Zufahrt hundert Meter Radweg auf der Rosenhaingasse zu op-
fern. Ingrid Elsner, die im oberen Stock von Hausers Haus zur Miete wohnt, ist gegen den 
Bau, um weitere Bodenversiegelungen zu verhindern und um ihren Fernblick auf den Lam-
berg zu erhalten. Außerdem hält sie es aus Gründen des Klimaschutzes für angezeigt, dem 
Café-Restaurant eine strikt vegane Speisekarte vorzuschreiben. Alles Vorbringen bewirkt 
jedoch nichts, die Bürgermeisterin erteilt der Stadt Graz die erforderlichen Bewilligungen. 
Laukhardt, Bauer, Hauser und Elsner bringen dagegen Rechtsmittel ein, in denen sie ihr 
Vorbringen wiederholen; Elsner fügt hinzu, die Zweiradwerkstatt mit ihren Mopeds werde 
zu unerträglicher Lärmbelästigung führen.  
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1. Verfassen Sie ein Rechtsgutachten, das eingehend erörtert, welche Bewilligungen erfor-
derlich waren, welche Rechtsmittel erhoben wurden und wer nach Vorlage über diese 
wie zu entscheiden hat! (≈ 45 %) 

II.  Weniger als zwei Jahre später ist es so weit: Der vom Architekturbüro Coop Dunkelrot 
geplante und von der Granit GmbH gebaute Rosa Luxemburg-Hof im Rosenhain wird bezo-
gen und feierlich eröffnet. Die Bürgermeisterin verkündet stolz, dass die Grazer Kommunis-
ten im Wohnbau weit mehr können als nur Platte. Die New York Times zeigen sich in einer 
Reportage beeindruckt, während man beim Land mit dieser Publizität weniger Freude hat. 
Probleme folgen jedoch auf dem Fuß. Infolge wärmerer Winter und der Schleißigkeit der 
Grazer bei der Abfallentsorgung ist die Stadt mit einer ernsten Rattenplage konfrontiert. In 
den meisten Häusern bekommen die Bewohner die Lage in den Griff, doch im Rosa Luxem-
burg-Hof gelingt das nicht. Nachdem ein Video auf TikTok viral geht, das die Nager zeigt, 
wie sie im Müllraum auf der Che Guevara-Stiege von Tonne zu Tonne springen, erkennt die 
Bürgermeisterin den Ernst der Lage. Sie beauftragt die für ihre konsequente Vorgangsweise 
bekannte RatzFatz SchädlingsbekämpfungsGmbH, sich um das Problem zu kümmern. 
Am Sonntag, den 5. Mai 2024, hält um fünf Uhr morgens ein Lastwagen der RatzFatz vor 
dem Hof. Wie die anderen Bewohner, so wird auch Roswitha Schreiner aus dem Schlaf 
geklingelt. Die Gastronomin hat vor einigen Wochen das zunächst von der Stadt betriebene 
Café-Restaurant „Neue Zeit“ übernommen und ist erst um halb zwei ins Bett gekommen. 
Als sie sich weigert, ihr Kellerabteil aufzusperren, weist Robert Pichler, Geschäftsführer der 
RatzFatz und Innungsmeister der Kammerjäger bei der Wirtschaftskammer Steiermark, sei-
nen unerfahrenen Lehrling Sascha Waldegg an, das Kellerabteil mit dem Stemmeisen auf-
zubrechen, um dort Köder auszulegen und Löcher zu versiegeln. Nachdem Pichler sich ver-
gewissert hat, dass Waldegg seinen Anweisungen folgt, nimmt er das Restaurant in Augen-
schein, das ihm Schreiner widerwillig öffnet. In der Küche entdeckt er prompt eine Ratte, 
die sich an Fleischabfällen gütlich tut, und verlangt darauf von Schreiner einen Nachweis 
ihrer Berechtigungen. Da sie weder einen Meisterbrief als Köchin noch eine auf ihren Namen 
lautende Betriebsanlagengenehmigung vorweisen kann, erklärt er um 6:30 Uhr das Café-
Restaurant mit sofortiger Wirkung für geschlossen. Dann zwingt er Schreiner, ihm auf die 
Landespolizeidirektion zu folgen, sie werde früh genug erfahren, wieso. Um 7:15 Uhr dort 
angekommen, wird Schreiner von der Journalbeamtin, die gerade an ihrem Morgenkaffee 
nippt, umgehend auf freien Fuß gesetzt.  
2. Verfassen Sie für Roswitha Schreiner ein zweckentsprechendes Rechtsmittel! (≈ 35 %) 

[Ausführungen außerhalb der Schriftsatzform werden nicht gewertet!]  

III.  Nicht nur die RatzFatz, auch andere Schädlingsbekämpfungsunternehmen haben in die 
Vollen gegriffen. Die Landesregierung beschließt, die gekippte Stimmung zu nutzen und die 
Gesundheitsschutzverordnung der Stadt Graz ohne langes Verfahren zur Gänze aufzuheben. 
Das wiederum ruft Leonore Gewessler (Grüne), Bundesministerin für Klimaschutz und vieles 
andere mehr, auf den Plan. Sie erteilt Landeshauptmann Drexler die Weisung, umgehend 
die Aufhebung dieser Aufhebung zu verfügen. Drexler erklärt gegenüber der Kleinen Zei-
tung, diese Weisung sei strafgesetzwidrig und daher nicht zu befolgen. 
3. Wie können sich die Stadt Graz bzw der Bund zur Wehr setzen, und wie schätzen Sie die 

Erfolgsaussichten ein? (≈ 15 %) 

IV.  Nachdem die KPÖ im Steiermärkischen Landtag im Dezember 2024 um Parteienförde-
rung für das Jahr 2025 angesucht hat, ist sie über die Antwort erstaunt: Vom zuständigen 
Sachbearbeiter im Amt der Landesregierung wird ihr in aller Form mitgeteilt, die KPÖ stehe 
außerhalb des Verfassungsbogens und habe deshalb auf Förderungen keinen Anspruch. 
4. Was kann die KPÖ dagegen unternehmen, und wie stehen ihre Aussichten auf Erfolg? 

(≈ 5 %) 
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Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 – 
StROG  

§ 8. Rechtswirkung der Planungsinstrumente 
(1) Verordnungen der Gemeinden auf Grund dieses Geset-

zes (Örtliche Entwicklungskonzepte, Flächenwidmungs-
pläne, Bebauungspläne und Bausperren) dürfen Gesetzen 
und Verordnungen des Bundes und des Landes nicht wider-
sprechen. Zusätzlich dürfen Flächenwidmungspläne nicht 
dem örtlichen Entwicklungskonzept und Bebauungspläne 
nicht dem Flächenwidmungsplan und dem örtlichen Ent-
wicklungskonzept widersprechen. 

(2) Bewilligungen nach diesem Gesetz, Baubewilligungen 
nach dem Steiermärkischen Baugesetz dürfen diesem Gesetz 
und Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes nicht wider-
sprechen. 

§ 25. Flächenwidmungsplan 
(1) Jede Gemeinde hat in Durchführung der Aufgaben der 

örtlichen Raumordnung (§ 19) für ihr Gemeindegebiet durch 
Verordnung einen Flächenwidmungsplan aufzustellen und 
fortzuführen. 

§ 30. Baugebiete 
(1) Als Baugebiete kommen in Betracht: 

1. reine Wohngebiete, das sind Flächen, die ausschließlich 
für Wohnzwecke bestimmt sind, wobei auch Nutzungen 
zulässig sind, die überwiegend der Deckung der täglichen 
Bedürfnisse der Bewohner des Gebietes dienen (Kinder-
gärten, Schulen, Kirchen und dergleichen) oder dem 
Wohngebietscharakter des Gebietes nicht widersprechen; 

2. allgemeine Wohngebiete, das sind Flächen, die vornehm-
lich für Wohnzwecke bestimmt sind, wobei auch Nutzun-
gen zulässig sind, die den wirtschaftlichen, sozialen, reli-
giösen und kulturellen Bedürfnissen der Bewohner von 
Wohngebieten dienen (z. B. Verwaltung, Schulen, Kir-
chen, Krankenanstalten, Kindergärten, Garagen, Ge-
schäfte, Gärtnereien, Gasthäuser und sonstige Betriebe al-
ler Art), soweit sie keine dem Wohncharakter des Gebie-
tes widersprechenden Belästigungen der Bewohnerschaft 
verursachen; 

 
Grazer Altstadterhaltungsgesetz 2008 –  

GAEG 2008 
§ 1. Ziele des Gesetzes 

(1) Die Ziele dieses Gesetzes sind die Erhaltung der Alt-
stadt von Graz in ihrem Erscheinungsbild, ihrer Baustruktur 
und Bausubstanz sowie die Aktivierung ihrer vielfältigen ur-
banen Funktion. Diesen Zielen kommt ein vorrangiges öf-
fentliches Interesse zu. Dieses Gesetz soll überdies einen 

Beitrag zur Erhaltung der Altstadt von Graz als UNESCO-
Weltkulturerbe leisten. 

(2) Für die Auslegung der in diesem Gesetz enthaltenen 
spezifisch baurechtlichen Bestimmungen ist das Steiermär-
kische Baugesetz 1995 heranzuziehen. 

§ 2. Schutzgebiet 
(1) Der örtliche Anwendungsbereich dieses Gesetzes er-

streckt sich auf jene Stadtteile von Graz, die in ihrer land-
schaftlichen und baulichen Charakteristik das Stadtbild prä-
gen und daher in ihrem Erscheinungsbild und in ihrer Bau-
struktur und Bausubstanz sowie in ihrer vielfältigen urbanen 
Funktion zu erhalten sind (Schutzgebiet). 

(2) Das Schutzgebiet besteht aus einer Kernzone (Zone 1) 
sowie den weiteren Zonen 2, 3, 4 und 5. Diese sind in der 
einen Bestandteil dieses Gesetzes bildenden Anlage darge-
stellt, wobei die Grenzen des UNESCO-Weltkulturerbes er-
sichtlich gemacht werden können. 

(3) Die Landesregierung ist unter den Voraussetzungen des 
Abs. 1 ermächtigt, nach Anhörung der Stadt und Einholung 
eines Gutachtens der ASVK durch Verordnung weitere 
Stadtteile in das Schutzgebiet einzubeziehen; diese sind fort-
laufend mit Zone 6, 7 usw. zu bezeichnen. 

§ 7. Neubauten, Zubauten, Umbauten 
(1) Im Schutzgebiet bedürfen Neu-, Zu- und Umbauten, die 

nach dem Steiermärkischen Baugesetz bewilligungs- oder 
anzeigepflichtig sind und Einfluss auf das charakteristische 
Erscheinungsbild des betreffenden Stadtteils haben können, 
einer Bewilligung. 

(2) Eine Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn sich das 
Vorhaben – insbesondere auch durch seine baukünstlerische 
Qualität – in das Erscheinungsbild des betreffenden Stadt-
teils einfügt. Wenn das Vorhaben schutzwürdige Bauwerke 
betrifft, darf die Bewilligung darüber hinaus nur erteilt wer-
den, soweit die Charakteristik des äußeren Erscheinungsbil-
des im Sinne des § 4 nicht beeinträchtigt wird. 

§ 10. Verfahrensbestimmungen 
(1) Um die Erteilung einer Bewilligung nach diesem Ab-

schnitt ist bei der Behörde schriftlich anzusuchen. Der An-
trag um Erteilung der Baubewilligung oder die schriftliche 
Anzeige anzeigepflichtiger Vorhaben gilt auch als Antrag 
auf Bewilligung nach diesem Gesetz.  

(2) Ein Gutachten der ASVK ist vor Erlassung von Be-
scheiden auf Grund dieses Gesetzes einzuholen. 

(3) Die Behörde kann bei der Erteilung von Bewilligungen 
nach diesem Gesetz durch Auflagen oder Bedingungen si-
cherstellen, dass den Zielen dieses Gesetzes Rechnung getra-
gen wird. 

§ 12. Aufgaben der ASVK 
(1) Beim Amt der Landesregierung wird eine Altstadt-

Sachverständigenkommission (ASVK) eingerichtet. 
(2) Die ASVK hat die in diesem Gesetz vorgesehenen Gut-

achten binnen acht Wochen ab Einlangen der vollständigen 
Unterlagen bei der Geschäftsstelle zu erstellen. 

§ 15. Altstadtanwaltschaft 
(1) Zur Wahrung des öffentlichen Interesses an der Erhal-

tung der Grazer Altstadt im Vollziehungsbereich des Landes 
ist eine Altstadtanwältin/ein Altstadtanwalt auf Vorschlag 
der Stadt Graz und nach Anhörung der ASVK von der Lan-
desregierung auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. 
Sie/Er darf der ASVK nicht angehören, ist jedoch berechtigt, 
an deren Sitzungen ohne Stimmrecht teilzunehmen. Eine 
Wiederbestellung ist zulässig, doch mit Unterbrechung nach 
je zwei Perioden. 

(2) Die Behörde ist verpflichtet, die Altstadtanwältin/den 
Altstadtanwalt in Verfahren beizuziehen und zur Stellung-
nahme aufzufordern, wenn sie beabsichtigt, vom Gutachten 
der ASVK abzuweichen. Ab diesem Zeitpunkt, spätestens 
aber ab Bescheiderlassung hat die Altstadtanwältin/der Alt-
stadtanwalt Parteistellung in Verfahren im Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes, ausgenommen Strafsachen. Sie/Er hat 
weiters das Recht, gegen Bescheide Beschwerde an das Lan-
desverwaltungsgericht zu erheben. In Verfahren, in denen 
ein Gutachten der ASVK eingeholt wurde, ist das Beschwer-
derecht auf jene Entscheidungen beschränkt, die diesem Gut-
achten widersprechen. 

§ 27. Eigener Wirkungsbereich 
Dieses Gesetz ist mit Ausnahme der Durchführung von 

Strafverfahren (§ 29) und von Verfahren zur Abschöpfung 
der Bereicherung (§ 30) von der Stadt Graz im eigenen Wir-
kungsbereich zu vollziehen. 

 

Steiermärkisches Baugesetz – Stmk. BauG 
§ 1. Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

Die in diesem Gesetz geregelten Angelegenheiten der Ge-
meinde sind solche des eigenen Wirkungsbereiches. 

§ 2. Behördenzuständigkeit 
(1) Behörde in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbe-

reiches der Gemeinde ist der Bürgermeister, sofern die Zu-
ständigkeit der örtlichen Baupolizei nicht aufgrund einer 
Verordnung auf staatliche Behörden des Landes übertragen 
ist. Behörde in der Stadt Graz ist der Stadtsenat. 

(2) Gegen Bescheide der in Abs. 1 genannten Gemeinde-
organe ist die Berufung ausgeschlossen. 
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§ 4. Begriffsbestimmungen 
Die nachstehenden Begriffe haben in diesem Gesetz fol-

gende Bedeutung: 
13. Bauliche Anlage (Bauwerk): eine Anlage, die mit dem 

Boden in Verbindung steht und zu deren fachgerechter 
Herstellung bautechnische Kenntnisse erforderlich sind. 

29. Gebäude: überdeckte, allseits oder überwiegend um-
schlossene Bauwerke 

44. Nachbar: Eigentümer oder Inhaber eines Baurechtes 
(Bauberechtigter) der an den Bauplatz angrenzenden 
Grundflächen sowie jener Grundflächen, die zum vorge-
sehenen Bauplatz in einem solchen räumlichen Nahever-
hältnis stehen, dass vom geplanten Bau oder dessen kon-
sensgemäßer Benützung Einwirkungen auf diese Grund-
flächen ausgehen können, gegen welche die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes Schutz gewähren; 

§ 13. Abstände 
(1) Gebäude sind entweder unmittelbar aneinander zu 

bauen oder müssen voneinander einen ausreichenden Ab-
stand haben. Werden zwei Gebäude nicht unmittelbar anei-
nandergebaut, muß ihr Abstand mindestens so viele Meter 
betragen, wie die Summe der beiderseitigen Geschoßanzahl, 
vermehrt um 4, ergibt (Gebäudeabstand). 

(2) Jede Gebäudefront, die nicht unmittelbar an einer 
Nachbargrenze errichtet wird, muß von dieser mindestens so 
viele Meter entfernt sein, wie die Anzahl der Geschosse, ver-
mehrt um 2, ergibt (Grenzabstand). 

§ 19. Baubewilligungspflichtige Vorhaben 
Folgende Vorhaben sind baubewilligungspflichtig, sofern 

sich aus den §§ 20 und 21 nichts anderes ergibt: 
1. Neu-, Zu- oder Umbauten von baulichen Anlagen sowie 

größere Renovierungen (§ 4 Z 34a); 
§ 22. Ansuchen 

(1) Um die Erteilung der Baubewilligung ist bei der Be-
hörde schriftlich anzusuchen. 

(2) Dem Ansuchen sind anzuschließen: 
4. ein Verzeichnis der Grundstücke, die bis zu 30,0 m von 

den Bauplatzgrenzen entfernt liegen, jeweils mit Namen 
und Anschriften der Eigentümer dieser Grundstücke; 

§ 25. Kundmachung und Ladung zur Bauverhandlung 
(1) Die Anberaumung einer Bauverhandlung hat durch 

persönliche Verständigung der bekannten Beteiligten zu er-
folgen. Als bekannte Beteiligte gelten insbesondere 
1. der Bauwerber, 
2. der Grundeigentümer, 
3. der Inhaber des Baurechtes, 
4. die Verfasser der Projektunterlagen, 

5. die Nachbarn, die der Behörde durch das auf seine Voll-
ständigkeit und Richtigkeit hin überprüfte Verzeichnis 
nach § 22 Abs. 2 Z 4 bekannt geworden sind, 

6. die Gemeinde in jenen Bauverfahren, die durch Übertra-
gungsverordnung der Landesregierung auf staatliche Be-
hörden des Landes übertragen wurden. Wenn noch andere 
Personen als Beteiligte in Betracht kommen, ist die Ver-
handlung überdies durch Anschlag in der Gemeinde oder 
durch Verlautbarung in der für amtliche Kundmachungen 
der Behörde bestimmten Zeitung kundzumachen. 

(2) Die Bauverhandlung ist so anzuberaumen, dass die Teil-
nehmer rechtzeitig und vorbereitet erscheinen können. 

§ 26. Nachbarrechte 
(1) Der Nachbar kann gegen die Erteilung der Baubewilli-

gung Einwendungen erheben, wenn diese sich auf Bauvor-
schriften beziehen, die nicht nur dem öffentlichen Interesse, 
sondern auch dem Interesse der Nachbarn dienen (subjektiv-
öffentlichrechtliche Einwendungen). Das sind Bestimmun-
gen über 
1. die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem Flächen-

widmungsplan und einem Bebauungsplan, soweit damit 
ein Immissionsschutz verbunden ist; 

2. die Abstände (§ 13); 
4. die brandschutztechnische Ausführung der Außenwände 

von Bauwerken an der Nachbargrenze (§ 52 Abs. 2); 
5. die Vermeidung einer sonstigen Gefährdung oder unzu-

mutbaren Belästigung bzw. unzumutbaren Beeinträchti-
gung (§ 57 Abs. 2, § 58, § 60 Abs. 1). 

(3) Wird von einem Nachbarn die Verletzung eines Rech-
tes behauptet, das im Privatrecht begründet ist (privatrechtli-
che Einwendung), so hat die Behörde zunächst eine Einigung 
zu versuchen. Kommt keine Einigung zustande, so ist der Be-
teiligte mit seinen privatrechtlichen Einwendungen auf den 
ordentlichen Rechtsweg zu verweisen. 

§ 29. Entscheidung der Behörde 
(1) Die Behörde hat einem Ansuchen mit schriftlichem Be-

scheid stattzugeben, wenn die nach diesem Gesetz für die Be-
willigung geforderten Voraussetzungen erfüllt sind. 

(2) Sofern ein Bebauungsplan oder die Belange des Stra-
ßen-, Orts- oder Landschaftsbildes dem nicht entgegenste-
hen, darf die für Baugebiete im Flächenwidmungsplan fest-
gesetzte höchstzulässige Bebauungsdichte ausgeschöpft wer-
den. 

(3) Bei der Beurteilung der Zulässigkeit eines Vorhabens 
im Sinne der Bestimmungen des Steiermärkischen Raumord-
nungsgesetzes sind auch alle im Projekt vorgesehenen, im In-
teresse des Nachbarschaftsschutzes gelegenen Maßnahmen 
zu berücksichtigen. 

(5) Eine Bewilligung ist mit Auflagen zu erteilen, soweit 
dies erforderlich ist, damit den von der Behörde zu wahren-
den öffentlichen Interessen sowie den subjektiv-öffentlichen 
Rechten der Nachbarn entsprochen wird. 

§ 57. Abwässer 
(2) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Ab-

wässern und Niederschlagswässern sind so anzuordnen, her-
zustellen und instand zu halten, dass sie betriebssicher sind 
und Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entste-
hen. 

§ 60. Abgase von Feuerstätten 
(1) Abgase von Feuerstätten sind unter Berücksichtigung 

der Art der Feuerstätte und des Brennstoffes so ins Freie ab-
zuführen, dass die Sicherheit und die Gesundheit von Perso-
nen nicht gefährdet und diese nicht unzumutbar belästigt 
werden. 

 
Steiermärkisches Naturschutzgesetz 2017 – 

StNSchG 2017 
§ 3. Allgemeiner Schutzzweck 

(1) Bei allen Vorhaben mit erwartbaren Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft ist, sofern sich eine Bestimmung auf 
Abs. 1 bezieht, darauf Bedacht zu nehmen, dass dadurch 
1. der Naturhaushalt in seinem Wirkungsgefüge oder 
2. der Landschaftscharakter 
nicht nachhaltig beeinträchtigt werden oder 
3. das Landschaftsbild nicht nachhaltig verunstaltet wird. 

§ 8. Landschaftsschutzgebiete 
(1) Gebiete, die 

1. besondere landschaftliche Schönheiten oder Eigenarten 
aufweisen oder 

2. im Zusammenwirken von Nutzungsart und Bauwerken als 
Kulturlandschaft von seltener Charakteristik sind, 

können durch Verordnung der Landesregierung zu Land-
schaftsschutzgebieten erklärt werden. 

(2) In der Verordnung sind neben der Abgrenzung des 
Schutzgebietes der Gegenstand, der Zweck und die Ziele des 
Schutzes unter Berücksichtigung des sich aus Abs. 1 erge-
benden Erholungswertes sowie die nach dem Schutzzweck 
erforderlichen Beschränkungen festzulegen. 

(3) In Landschaftsschutzgebieten bedürfen außerhalb ge-
schlossener Ortschaften und des Bereiches von eiszeitlich 
entstandenen Seen und Weihern sowie natürlich fließenden 
Gewässern einer Bewilligung: 
1. Bodenentnahmen (Steinbrüche, Lehm-, Sand-, Schotter- 

und Torfgewinnungsanlagen, Abbau von Lagerstätten u. 
dgl.) oder die Ausweitung bestehender Gewinnungsstätten; 
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2. die Errichtung von nicht im Bauland liegenden Bauten 
und Anlagen, ausgenommen Ansitzeinrichtungen, Fütte-
rungen sowie Bauten und Anlagen, die für die land- und 
forstwirtschaftliche Bewirtschaftung unerlässlich sind; 

3. Erdbewegungen, die nicht im Zusammenhang mit der Er-
richtung von Bauten und Anlagen stehen, sofern sie Be-
einträchtigungen im Sinn des § 3 Abs. 1 zur Folge haben; 

4. die dauerhafte Beseitigung von Flurgehölzen oder Hecken 
abseits von Hausgärten. 

§ 27. Bewilligungen 
(1) Bewilligungen gemäß § 5 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 3 sind 

zu erteilen, wenn die Ausführung des Vorhabens oder der 
Maßnahme keine Beeinträchtigung im Sinn des § 3 Abs. 1 
erwarten lässt. 

§ 37. Behörden 
(1) Behörde ist, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-

stimmt: 
1. die Bezirksverwaltungsbehörde; 
2. die Landesregierung für Verfahren, die nach anderen 

Rechtsvorschriften eines weiteren Verfahrens durch die 
Landeshauptfrau/den Landeshauptmann oder die Landes-
regierung bedürfen; 

Statut der Landeshauptstadt Graz 1967 
§ 1. Rechtliche Stellung der Stadt 

(1) Die Landeshauptstadt Graz ist eine Stadt mit eigenem 
Statut. 

(2) Die Stadt ist Gebietskörperschaft mit dem Recht auf 
Selbstverwaltung. Sie hat neben den Aufgaben der Gemein-
deverwaltung auch die der Bezirksverwaltung zu besorgen. 

§ 14. Übersicht 
(1) Organe der Stadt sind: 

1. der Gemeinderat, 
2. der Bürgermeister, 
3. der Stadtsenat, 
4. die einzelnen Mitglieder des Stadtsenates, 
5. die Verwaltungsausschüsse. 

(2) Hilfsorgan der Stadt ist der Magistrat. 
§ 24. Vertretung des Bürgermeisters 

(1) Bei Verhinderung wird der Bürgermeister in allen aus 
seiner Funktion hervorgehenden Rechten und Pflichten vom 
Bürgermeisterstellvertreter vertreten. 

§ 26. Stadtsenat – Zusammensetzung 
Der Stadtsenat besteht aus sieben Mitgliedern. Er setzt sich 

aus dem Bürgermeister, dem Bürgermeisterstellvertreter und 

den Stadträten zusammen. Der Bürgermeister sowie der Bür-
germeisterstellvertreter müssen die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzen.  

§ 34. Magistrat – Zusammensetzung 
Der Magistrat besteht aus dem Magistratsdirektor und den 

übrigen zur Besorgung der Gemeinde- und Bezirksverwal-
tung erforderlichen Bediensteten. Vorstand des Magistrates 
ist der Bürgermeister. 

§ 42. Selbständiges Verordnungsrecht in  
ortspolizeilichen Angelegenheiten 

(1) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-
ches hat der Gemeinderat das Recht, nach freier Selbstbe-
stimmung ortspolizeiliche Verordnungen zur Abwehr oder 
zur Beseitigung von das örtliche Gemeinschaftsleben stören-
den Mißständen zu erlassen und deren Nichtbefolgung als 
Verwaltungsübertretung zu erklären. Übertretungen sind mit 
einer Geldstrafe bis zu 1 000 Euro oder im Falle der Unein-
bringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 
bestrafen. 

(2) Verordnungen nach Abs. 1 dürfen nicht gegen beste-
hende Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Lan-
des verstoßen. 

§ 44. Übertragener Wirkungsbereich 
(1) Der übertragene Wirkungsbereich umfaßt die Angele-

genheiten, die die Stadt nach Maßgabe der Bundesgesetze im 
Auftrag und nach den Weisungen des Bundes oder nach 
Maßgabe der Landesgesetze im Auftrag und nach den Wei-
sungen des Landes zu besorgen hat. 

(2) Zum übertragenen Wirkungsbereich gehören insbeson-
dere die Aufgaben der Bezirksverwaltungsbehörde. 

§ 45. Wirkungskreis des Gemeinderates 
(1) Der Gemeinderat ist in den Angelegenheiten des eige-

nen Wirkungsbereiches das oberste beschließende und über-
wachende Organ der Stadt. 

§ 56. Wirkungskreis des Bürgermeisters 
(1) Der Bürgermeister vertritt die Stadt. Er ist zur Leitung 

der gesamten Stadtverwaltung berufen. 
§ 60. Besorgung der Aufgaben des übertragenen Wir-

kungsbereiches 
(1) Die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsberei-

ches werden vom Bürgermeister besorgt. Er ist hiebei in den 
Angelegenheiten der Bundesvollziehung an die Weisungen 
der zuständigen Organe des Bundes, in den Angelegenheiten 
der Landesvollziehung an die Weisungen der zuständigen 
Organe des Landes gebunden und nach Abs. 3 verantwort-
lich. 

§ 61. Wirkungskreis des Stadtsenates  
(1) Dem Stadtsenat obliegt die Vorberatung und Antrag-

stellung in den der Erledigung des Gemeinderates vorbehal-
tenen Angelegenheiten, soweit der Gemeinderat nicht eigene 
Ausschüsse zur Vorberatung und Antragstellung bestellt hat. 

(2) Dem Stadtsenat obliegt ferner die Besorgung aller An-
gelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, die ihm durch 
dieses Statut oder durch andere Gesetze übertragen sind, so-
wie aller übrigen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbe-
reiches, die durch Gesetz keinem anderen Organ der Stadt 
ausdrücklich vorbehalten sind. 

§ 100. Instanzenzug 
(1) In den landesgesetzlich geregelten Angelegenheiten 

sind mit Ausnahme der Dienst- und Gehaltsordnung der Be-
amten der Landeshauptstadt Graz, Berufungen gegen Be-
scheide eines Organs der Stadt ausgeschlossen; davon ausge-
nommen sind Disziplinarverfahren. 

(2) In den bundesgesetzlich geregelten Angelegenheiten 
der Kommunal- und Grundsteuer sind Berufungen gegen Be-
scheide von Organen der Stadt ausgeschlossen. 

(3) In allen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-
ches, in denen ein zweistufiger Instanzenzug nicht ausge-
schlossen ist, entscheidet über Berufungen der Gemeinderat. 

Neuntes Hauptstück:  
Aufsicht des Landes und Schutz der Selbstverwaltung 

§ 102. Umfang der Aufsicht 
(1) Das Land übt das Aufsichtsrecht über die Stadt dahin 

aus, daß diese bei Besorgung der Aufgaben des eigenen Wir-
kungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung die 
Gesetze und Verordnungen nicht verletzt, insbesondere ihren 
Wirkungsbereich nicht überschreitet und die ihr gesetzlich 
obliegenden Aufgaben erfüllt. 

(2) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechtes steht nur der 
Stadt in den Fällen des § 105 ein Rechtsanspruch zu. 

§ 103. Aufsichtsbehörde 
(1) Aufsichtsbehörde ist die Landesregierung. 
(2) Die Aufsichtsbehörde hat unter möglichster Bedacht-

nahme auf die Eigenverantwortlichkeit der Stadt und unter 
möglichster Schonung erworbener Rechte Dritter vorzuge-
hen. Stehen im Einzelfall verschiedene Aufsichtsmittel zur 
Verfügung, so ist das jeweils gelindeste noch zum Ziele füh-
rende Mittel anzuwenden. 

(3) Soweit eine aufsichtsbehördliche Maßnahme die Klä-
rung einer Rechtsfrage voraussetzt, durch die der sachliche 
Wirkungsbereich einer anderen Behörde berührt wird, hat die 
Aufsichtsbehörde die andere Behörde zu hören. 



 

Gesetzestext Seite 4 

§ 106. Verordnungsprüfung 
(1) Die von der Stadt im eigenen Wirkungsbereich erlasse-

nen Verordnungen hat der Bürgermeister unverzüglich der 
Landesregierung mitzuteilen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat gesetzwidrige Verordnungen 
(Abs. 1) aufzuheben und die Gründe hiefür der Stadt spätes-
tens mit der Kundmachung der die Aufhebung verfügenden 
Verordnung im Landesgesetzblatt mitzuteilen. Vor der Erlas-
sung einer solchen Verordnung ist der Stadt Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 

§ 109. Verfahren vor der Aufsichtsbehörde 
Für Verfahren vor der Aufsichtsbehörde, ausgenommen je-

nes nach § 106, finden ohne Rücksicht auf den Gegenstand 
des Verfahrens ausschließlich die Bestimmungen des AVG 
Anwendung. 

 

Steiermärkisches Kundmachungsgesetz  
§ 2. Landesgesetzblatt 

(1) Im Landesgesetzblatt sind kundzumachen: 
1. Gesetzesbeschlüsse des Landtages; 
3. Verordnungen des Landeshauptmannes und der Landesre-

gierung sowie anderer Organe des Landes, ausgenommen 
jene nach § 2a; 

4. Staatsverträge des Landes gemäß Art. 16 B-VG sowie alle 
solche Staatsverträge betreffenden Erklärungen; 

 

Verordnung des Gemeinderates der Landeshaupt-
stand Graz von 11. Februar 2009, mit der die  

Gesundheitsschutzverordnung 2009 erlassen wird 
§ 1. (1) Unbeschadet bestehender Gesetze und Verordnun-

gen des Bundes und des Landes sowie der bestehenden orts-
polizeilichen Verordnungen sind Handlungen und Unterlas-
sungen, die für sich allein oder im Zusammenwirken mit an-
deren Handlungen und Unterlassungen geeignet sind, durch 
Geruchsentwicklung oder Verunreinigungen das örtliche Ge-
meinschaftsleben in einem im Verhältnis zu den jeweiligen 
ortsüblichen Gegebenheiten unzumutbaren Ausmaß zu stö-
ren und die Umwelt untragbar zu belästigen, insbesondere 
eine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen durch hygienische Missstände herbeizuführen, verbo-
ten. 

(2) Wenn die Voraussetzungen nach Abs.1 zutreffen, sind 
insbesondere 
a)  die mangelnde Reinhaltung von Grundstücken und den 

darauf befindlichen Baulichkeiten und ähnlichen Objek-
ten von Schmutz, Unrat und Ungeziefer, 

b) das Ablagern von Müll, der dem Auftreten von Ungeziefer 
Vorschub leistet, außerhalb der Müllablagerungsplätze 
sowie 

c) das Halten von Tieren, das Abstellen von Wohnwagen 
und die Errichtung von Behelfsunterkünften verboten. 

§ 2. (1) Das Füttern von wild lebenden Tauben ist im 
Grazer Stadtgebiet verboten. Dieses Verbot erfasst auch das 
Auslegen von Futter und Nahrungsmitteln, die erfahrungsge-
mäß von Tauben aufgenommen werden. 

(2) Die Eigentümerinnen und Eigentümer oder Nutzungs-
berechtigten von verbauten Grundstücken sind verpflichtet, 
auf ihre Kosten alle jene Vorkehrungen zu treffen, die geeig-
net sind, das Aufsitzen und Nisten von Tauben zu verhin-
dern; insbesondere sind Einflugöffnungen in Dachböden, 
leer stehende Räume und dergleichen durch Drahtmaschen-
gitter oder auf andere zweckmäßige Art zu verschließen; vor-
handene Nester und Eier sind zu entfernen. 

§ 3. (1) Ratten sind auf allen Liegenschaften zu bekämp-
fen, auf denen Rattenbefall festgestellt wurde oder wegen der 
Art der Nutzung, der Reinlichkeitsverhältnisse oder des Zu-
standes der Baulichkeiten die Gefahr eines Rattenbefalls an-
zunehmen ist. 

(2) Die Feststellung des Rattenbefalls oder der Gefahr ei-
nes solchen hat im Anlassfall durch Nachschau auf den Lie-
genschaften, einschließlich Hauskanalanlagen, Senkgruben, 
Düngestätten und den darauf befindlichen Baulichkeiten zu 
erfolgen. 

(3) Die Eigentümerinnen und Eigentümer (Miteigentüme-
rinnen und Miteigentümer) der Liegenschaften, bei Woh-
nungseigentumsobjekten die Eigentümerinnengemeinschaft 
bzw. Eigentümergemeinschaft, sind verpflichtet, die zur 
Feststellung des Rattenbefalls oder der Gefahr eines solchen 
erforderlichen Nachschauen zu veranlassen, wenn ein dies-
bezüglicher Verdacht besteht, und gegebenenfalls unverzüg-
lich Maßnahmen zur Bekämpfung zu treffen. 

(4) Wohnungseigentümerinnen und Wohnungseigentü-
mer, Mieterinnen und Mieter, Pächterinnen und Pächter, 
sonstige Nutznießerinnen und Nutznießer einer Liegenschaft 
oder Baulichkeit sowie zur Verwaltung und Erhaltung ver-
pflichtete Personen, haben den nach Abs. 3 Verpflichteten 
den Verdacht eines Rattenbefalls oder der Gefahr eines sol-
chen zu melden. 

(5) Mit der Durchführung der Nachschau und dem Setzen 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ratten sind von den 
Eigentümerinnen und Eigentümern ausschließlich nach den 
für die Berufsausübung maßgeblichen Vorschriften hierzu 
berechtigte Schädlingsbekämpferinnen oder Schädlingsbe-
kämpfer zu beauftragen. 

6) Wird ein Rattenbefall oder die Gefahr eines solchen 
festgestellt, sind Bekämpfungsmaßnahmen so lange fortzu-
führen, bis keine Anzeichen von Rattenbefall mehr feststell-
bar sind und die Gefahr eines solchen nicht mehr gegeben ist. 
Zur Sicherung des Erfolges können sich die Bekämpfungs-
maßnahmen auch auf die Nachbarliegenschaften erstrecken. 

(7) Bei notwendigen Bekämpfungsmaßnahmen ist durch 
die bzw. den beauftragten Schädlingsbekämpferin oder 
Schädlingsbekämpfer in geeigneter Form auf die Köderaus-
legung hinzuweisen, jedenfalls ist ein entsprechender An-
schlag deutlich sicht- und haltbar anzubringen. Vorsichts-
maßnahmen zur Vermeidung von Gefahren für Mensch und 
Tier sind an Ort und Stelle zu treffen, Rattenkadaver und 
nicht aufgenommene Köder sind unverzüglich einzusam-
meln. 

(8) a) Die Eigentümerinnen oder Eigentümer der Liegen-
schaften haben den mit der Rattenbekämpfung beauftragten 
Personen einen ungehinderten Zutritt zur Liegenschaft und 
den Baulichkeiten zu ermöglichen, ihnen alle erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, sie bei ihren Bekämpfungsmaßnah-
men zu unterstützen und ihren Anordnungen und Vorsichts-
maßnahmen Folge zu leisten sowie deren Einhaltung auch 
durch andere Personen sicherzustellen.  

b) Im Besonderen sind die für die Köderauslegung be-
stimmten Stellen zu meiden, Kinder von diesen fernzuhalten 
und Haustiere so zu halten, dass sie durch die Köder nicht 
gefährdet werden. 

c) Nachweise über die Durchführung der Nachschauen und 
Bekämpfungsmaßnahmen sind jeweils für die Dauer von 3 
Jahren zur jederzeitigen Einsichtnahme durch Organe des 
Magistrates bereitzuhalten bzw. auf Verlangen vorzulegen 

d) Die unter a) und b) genannten Verpflichtungen treffen 
auch die Mieterinnen und Mieter, Pächterinnen und Pächter 
sowie Nutznießerinnen und Nutznießer der Liegenschaften 
und Baulichkeiten sowie die zur Verwaltung und Erhaltung 
verpflichteten Personen. 

e) Werden ihre Anordnungen nicht befolgt, so sind die be-
auftragten Schädlingsbekämpferinnen und Schädlingsbe-
kämpfer ermächtigt, diese mit unmittelbarer Zwangsgewalt 
gegen Personen und Sachen durchzusetzen. 

§ 4. (1) Den mit der Vollziehung dieser Verordnung be-
trauten Personen ist der Zutritt zu den Liegenschaften und 
den betroffenen Baulichkeiten zu gestatten. 

(2) Die Nichtbefolgung dieser Verordnung bildet eine Ver-
waltungsübertretung und wird gemäß § 42 Abs.1 des Statutes 
der Landeshauptstadt Graz mit einer Geldstrafe bis zu 
1.000 Euro oder im Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatz-
freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen bestraft. 
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Statut der KPÖ  
(Fassung vom 4. 12. 2017, hinterlegt beim BMI) 

Ziele und Selbstverständnis der KPÖ 
Die KPÖ ist eine gesamtösterreichische, demokratische, 

feministische, internationalistische, auf freiwilliger Mitglied-
schaft beruhende Partei in der Tradition der österreichischen 
und internationalen ArbeiterInnenbewegung. Sie will die 
vom Parteitag festgelegten grundsätzlichen programmati-
schen Ziele durch die politische und organisatorische Tätig-
keit ihrer Mitglieder und Organe erreichen. Wichtigste Res-
source der KPÖ ist der Einsatz ihrer AktivistInnen, die im 
Rahmen der KPÖ Politik machen wollen. Wichtigste Auf-
gabe aller gewählten Leitungsgremien ist es, diesen Rahmen 
so zu gestalten, dass diese Aktivitäten sich optimal entfalten 
können. 

Die KPÖ verbindet in ihrer Tätigkeit radikaldemokratische 
Reformpolitik für sozialen Fortschritt mit einer revolutionä-
ren, die bestehende kapitalistische Gesellschaft überwinden-
den Perspektive. Sie strebt einen Sozialismus demokrati-
schen Charakters mit dem Ziel einer klassenlosen Gesell-
schaft, die Beseitigung der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, den sorgsamen Umgang mit der Natur, die 
Beseitigung patriarchaler Strukturen und die freie Entwick-
lung aller Menschen an. 

Die österreichischen Kommunistinnen und Kommunisten 
haben – inspiriert von der theoretischen Arbeit Alfred Klahrs 
über die eigenständige Existenz der österreichischen Na-
tion – durch ihren Widerstand gegen den Hitlerfaschismus 
maßgeblich zur Erfüllung des durch die vier Alliierten im 
„Moskauer Memorandum“ von den Österreichern und Öster-
reicherinnen eingeforderten eigenständigen Beitrags zur Be-
freiung Österreichs beigetragen. Als Gründerpartei der Zwei-
ten Republik verteidigt die KPÖ den anti faschistischen Auf-
trag des Staatsvertrages als Schlussfolgerung aus den leid-
vollen Erfahrungen des Faschismus, die Neutralität sowie die 
Minderheitenrechte. 

Die KPÖ orientiert ihre Politik internationalistisch, weil 
die historischen Erfahrungen der ArbeiterInnenbewegung 
die Gegnerschaft zu jedem Nationalismus begründen, weil 
die KPÖ eine antirassistische Partei ist und weil Alternativen 
zum neoliberalen Kapitalismus global erarbeitet und durch-
gesetzt werden müssen. Nicht zuletzt aber auch, weil Öster-
reich als Mitglied der Europäischen Union ein Teil einer zu-
nehmend globalisierten Welt ist, in welcher die politische 
Auseinandersetzung immer stärker auch von internationalen 
Aspekten bestimmt wird. Sie strebt darüber hinaus die inter-
nationale Zusammenarbeit mit allen Parteien, Kräften und 
Bewegungen an, die gleiche oder ähnliche Ziele verfolgen 
wie die KPÖ. Die KPÖ versteht sich bei Wahrung ihrer Selb-
ständigkeit als Teil der internationalen kommunistischen, re-
volutionären und linken Bewegung. Daher ist die KPÖ auch 

Mitglied der Partei der Europäischen Linken (EL) und arbei-
tet gemeinsam mit den anderen Mitgliedsparteien für gesell-
schaftliche Veränderungen. Die KPÖ ist eine marxistische 
Partei verschiedener Strömungen, die ihre Politik frei und de-
mokratisch diskutiert und beschließt. Sie bekennt sich zur 
Meinungsvielfalt und zum offenen Meinungsstreit, achtet die 
Vielfalt von Zugängen und Standpunkten, die volle Freiheit 
der innerparteilichen Kritik und Minderheitsmeinungen. Sie 
sucht den Konsens in der Überzeugung, dass unterschiedli-
che Standpunkte produktiv abgearbeitet werden müssen und 
die Fähigkeit zur Analyse, zur Vermeidung von Irrtümern 
und zur Korrektur eigener Positionen fördern. Wenn ein 
Konsens nicht erreicht werden kann, gilt jedoch die Mehr-
heitsentscheidung. Die demokratischen Methoden der Mei-
nungsfindung schließen dabei jede Art einer außerhalb der 
Strukturen der Partei organisierten Einflussnahme auf politi-
sche oder personelle Beschlüsse auf allen Ebenen der Partei 
kategorisch aus. 

Die KPÖ vertritt kommunistische Werte wie kämpferische 
Solidarität und gegenseitige Achtung im Umgang miteinan-
der. Der politische Meinungsstreit in der Partei wird in einem 
Klima der Toleranz geführt, was den zivilisierten Umgang 
der Mitglieder untereinander als wesentliches Element auch 
der innerparteilichen politischen Kultur voraussetzt. Kon-
struktiver Meinungsstreit ist mit Methoden der politischen 
Verleumdung, der persönlichen Diffamierung oder des poli-
tischen Mobbing unvereinbar. 

 
1. Der Name der Partei ist KOMMUNISTISCHE PARTEI 

ÖSTERREICHS (KPÖ). 
2. Der Sitz des Bundesvorstandes ist Wien. 
3. Mitgliedschaft in der KPÖ […] 
4. Rechte und Pflichten des Mitglieds […] 
5. Aufbau der Partei 
Die Gesamtpartei umfasst alle Mitglieder und Teilorganisa-

tionen der KPÖ und gliedert sich in: 
a) nach territorialen, betrieblichen, beruflichen und themati-

schen Gesichtspunkten organisierte Parteigruppen; 
b) Bezirksorganisationen; 
c) Landesorganisationen; 
d) Arbeitsgemeinschaften. […] 
6. Entscheidungsinstanzen der Partei 
Die jeweils höchsten Entscheidungsinstanzen der Partei sind: 
Für die Parteigruppe die Mitgliederversammlung; […] 
Für die Gesamtpartei der Parteitag. 
7. Entscheidungsinstanzen der Gesamtpartei zwischen den 

Parteitagen sind: 
a) der Bundesvorstand 
b) die Bundeskontrolle 
c) die Schiedskommission. […] 
12. Auflösung […] 

 

Steiermärkisches Parteienförderungs- 
Verfassungsgesetz (StPFöLVG) 

§ 1. Förderung 
Den Landtagsparteien sind für ihre Tätigkeit bei der Mit-

wirkung an der politischen Willensbildung in Bund, Ländern 
und Gemeinden, insbesondere Öffentlichkeitsarbeit und 
Wahlwerbung sowie die Sicherstellung des personellen und 
sachlichen Aufwandes auf Antrag jährlich Fördermittel des 
Landes nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 1. Teiles 
zuzuwenden. 

§ 2. Antrag auf Förderung 
Der Antrag auf Förderung ist bei sonstigem Anspruchsver-

lust von der jeweiligen Landtagspartei bis zum 31. Dezember 
für das Folgejahr zu stellen. In Jahren, in denen Landtags-
wahlen stattfinden, ist der Antrag bei sonstigem Anspruchs-
verlust binnen drei Monaten ab dem Wahltag zu stellen. 

§ 3. Höhe der Förderung 
(1) Der Jahresbetrag der Förderung errechnet sich, indem 

die Zahl der bei der letzten Landtagswahl Wahlberechtigten 
mit dem Betrag von 11,00 Euro multipliziert wird. Er um-
fasst einen Sockelbetrag und einen Steigerungsbetrag. 

(2) Der Sockelbetrag errechnet sich, indem die Anzahl der 
Landtagsparteien mit dem Betrag von 50.000 Euro multipli-
ziert wird. Er ist unabhängig von der im Landtag Steiermark 
gegebenen Mandatszahl gleichmäßig auf alle Landtagspar-
teien aufzuteilen. 

(3) Der Steigerungsbetrag ergibt sich aus der Differenz 
zwischen dem Jahresbetrag und dem Sockelbetrag. Er ist auf 
jede Landtagspartei in dem Verhältnis der auf sie anlässlich 
der letzten Landtagswahl in der Steiermark entfallenen gülti-
gen Stimmen zu den auf alle Landtagsparteien entfallenen 
gültigen Stimmen aufzuteilen. 

(4) Jede Landtagspartei ist für den Anteil am Jahresbetrag 
antragsberechtigt, der sich aus den Berechnungen nach 
Abs. 2 und 3 ergibt. 

§ 7. Begriffsbestimmungen 
Im Sinn dieses Gesetzes bedeutet: 

2. politische Partei: Partei im Sinn des § 2 Z 1 Parteienge-
setz 2012. 

3. Landtagspartei: jede politische Partei, die im Landtag 
Steiermark vertreten ist. 

§ 9. Entscheidung über die Förderungen 
Über Anträge auf Förderung nach §§ 2, 5 und 6b entschei-

det die Landesregierung und nach § 6e die Bürgermeiste-
rin/der Bürgermeister der Stadt Graz mit Bescheid. 


